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A. Erfordernis und Zielsetzung der Planaufstellung gem. § 1 Abs. 3 BauGB 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ist es Aufgabe der Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung erforderlich ist. 
Das Plangebiet befindet sich am Ortseingang von Ebernburg und umfasst ein Bestands-
gebäude sowie Verkehrsflächen. Aus dem Jahr 1990 liegt der derzeit noch rechtsgültige 
Bebauungsplan „Schlossgartenstraße, 5. Änderung“ vor, der das Bestandsgebäude als 
Mischgebiet ausweist. 
Aufgrund des teilweisen Leerstandes der Ladenlokale innerhalb des Bestandsgebäudes 
und der Umplanung zum Wohngebäude sind die Änderung des bestehenden Bebau-
ungsplanes und die Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes zur Realisierung der 
Umplanung notwendig. 
Durch die geplante Änderung sollen bestehende Leerstände genutzt werden, um der 
anhaltenden Nachfrage an Wohnraum in Bad Kreuznach gerecht zu werden. Außerdem 
soll der Grünanteil im Plangebiet erhöht und aufgewertet werden, wodurch die Wohnum-
feldqualität gesteigert und ein positiver Effekt für das lokale Klima erzielt werden kann.  
Dies erfolgt über die Aufstellung eines Bebauungsplanes der Innenentwicklung gem. 
§ 13a BauGB. Beauftragt mit der Durchführung des Verfahrens wurde das Büro BBP 
Stadtplanung Landschaftsplanung, Kaiserslautern. 

B. Aufstellungsbeschluss 

Zur Erreichung der obigen Zielsetzung beabsichtigt die Stadt Bad Kreuznach Baurecht 
für den betroffenen Bereich in Form eines Bebauungsplans der Innenentwicklung zu 
schaffen. Der Stadtrat hat aus diesem Grund in seiner Sitzung am 23.06.2016 gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes „Schlossgartenstraße, 6. Än-
derung“ beschlossen. Die Lage des Geltungsbereichs ist aus dem nachfolgend abge-
druckten Plan ersichtlich. 

 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Schlossgartenstraße, 6. Änderung“ 
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Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Schlossgartenstraße, 6. Ände-
rung“ umfasst die Flurstücke mit folgenden Nummern:  
404/144, 404/145, 404/149, 404/151, 404/153, 404/154, 404/155, 404/156, 404/161 tlw., 
422/41, 422/45, 422/47 tlw..  

C. Anwendung der Verfahrensvorschriften des § 13a BauGB i.V.m. § 13 BauGB 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich im Stadtteil Bad Münster am 
Stein-Ebernburg. Die Änderung des gegenwärtig rechtsgültigen Bebauungsplanes soll 
die Umnutzung eines Leerstandes ermöglichen. Die Anforderungen an die Durchführung 
des beschleunigten Verfahrens sind dabei erfüllt: 
 Zusätzliche Versiegelungen werden durch die Planung im Sinne einer Nachverdich-

tung zwar begründet, jedoch entstehen durch die Bauleitplanung keine Versiegelun-
gen von über 20.000 m². 

 Es bestehen weiterhin keine Anhaltspunkte dafür, dass Schutzgüter nach § 1 Abs. 
6 Nr. 7b (FFH- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt werden.  

 Die Zulässigkeit von Vorhaben mit Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht wird 
ebenfalls nicht vorbereitet oder begründet. Damit ist eine weitere Voraussetzung 
des § 13a Abs. 1 BauGB für die Durchführung des beschleunigten Verfahrens erfüllt. 

Aufgrund dieser Voraussetzungen wird der Bebauungsplan als Bebauungsplan der In-
nenentwicklung nach § 13a BauGB aufgestellt.  
Nach § 13 Abs. 3 wird daher in diesem Verfahren von der Umweltprüfung, vom Umwelt-
bericht und von der Angabe in der Bekanntmachung zur öffentlichen Auslegung, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassen-
den Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. 
Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in diesem Verfahren Eingriffe, die auf Grund des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Hiernach ist ein Ausgleich nämlich 
nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
sind oder zulässig waren.  
Der Verzicht auf eine förmliche Umweltprüfung sowie die wegfallende Erforderlichkeit 
eines landespflegerischen Ausgleichs für die entstehenden Eingriffe entbinden jedoch 
nicht von der Notwendigkeit der Abwägung der Umweltbelange. 
Die naturschutzrechtlichen Belange wurden im Rahmen des Bebauungsplans beachtet 
und in der Abwägung berücksichtigt. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Um-
weltbelange waren bei der Planaufstellung nicht erkennbar. 

D. Grundlagen 

1 Planungsgrundlagen 
Folgende Unterlagen und Informationen wurden bei der Aufstellung der Planung zu-
grunde gelegt: 
 Flächennutzungsplan der Stadt Bad Kreuznach, derzeit rechtswirksame Fassung  
 Abfragen des LANIS, www.lanis.rlp.de, Stand Januar 2017 
 Ortsbegehung am 09.02.2017 und Auswertung Luftbild 
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 Planungsentwurf des Ingenieurbüros Günter Retzler (Dezember 2017) 

2 Lage und Größe des Plangebiets / Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs / 
Bestandssituation 
Das Plangebiet befindet sich in Bad Kreuznach, im Stadtteil Bad Münster am Stein-
Ebernburg. Innerhalb des Ortsteils befindet sich der Geltungsbereich am Ortseingang 
von Ebernburg (Ecke Schlossgartenstraße / Zur Alsenz). 
Eine Übersicht über die Lage der Fläche gibt die nachfolgende Abbildung. 

 
Lage des Plangebiets  |  Quelle: www.lanis.rlp.de  |  Stand: Februar 2017 
 
Die Anbindung an das überörtliche Verkehrsnetz erfolgt über die Schlossgartenstraße, 
die in unmittelbarer Nachbarschaft zum Geltungsbereich in die Berliner Straße (B48) 
mündet.  

E. Vorgaben übergeordneter Planung 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB und § 8 Abs. 2 BauGB sind die übergeordneten Vorgaben der 
Raumordnung sowie der vorbereitenden Bauleitplanung bei der Aufstellung eines Be-
bauungsplanes zu beachten. Im vorliegenden Fall zählen insbesondere nachfolgend 
dargestellte Aspekte dazu. 

1 Flächennutzungsplanung 
Der derzeit rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Bad Kreuznach sieht für das 
Plangebiet ein Mischgebiet vor. Da die Festsetzungen des Bebauungsplanes ein allge-
meines Wohngebiet ausweisen ist dementsprechend der Flächennutzungsplan zu än-
dern und eine Wohnbaufläche darzustellen. Da durch die Änderungen die geordnete 
städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes nicht beeinträchtigt wird, kann der 
Flächennutzungsplan gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung ange-
passt werden.  
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Verortung des Plangebiets auf dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Bad Kreuznach 

F. Fachplanerische Vorgaben 

1 Altablagerungen / Altlasten 
Bei der Stadt Bad Kreuznach liegen derzeit keine Erkenntnisse über Altablagerungen 
oder schädliche Bodenverunreinigungen vor, die eine bauliche Nutzung beeinträchtigen 
könnten oder weitergehende Erkundungen erforderlich machen würden. 

2 Kulturgüter sowie archäologische Fundstellen und Bodendenkmäler 
Innerhalb des Geltungsbereichs sind bislang keine archäologischen Funde oder Be-
funde bekannt; jedoch handelt es sich um eine Verdachtsfläche. Zum einen ist die mar-
kante Lage nahe der Alsenzmündung in die Nahe unterhalb der Ebernburg ein geradezu 
idealtypisches Siedlungsareal der Vorgeschichte und späterer Zeiten, zum anderen 
wurde im Jahr 1874 beim Ausschachten des Fundamentes für das Widerlager der Na-
hebrücke ein römisches Grab zerstört, ein deutlicher Hinweis auf ein Gräberfeld unbe-
kannter Ausdehnung. Falls bei Erdarbeiten archäologische Befunde angetroffen würden, 
müssten diese vor der Zerstörung von der Generladirektion Kulturelles Erbe, Direktion 
Landesarchäologie Mainz wissenschaftlich dokumentiert und ausgegraben werden, wo-
bei das Verursacherprinzip gemäß Denkmalschutzgesetz RLP § 21 zum Tragen käme. 

3 Sonstiges 
Weitere Fachplanungen und sonstige Rahmenbedingungen, die ggf. im Widerspruch zur 
vorliegenden Planung stehen oder vorhandene Zielvorstellungen von Fachplanungen 
und sonstigen Rahmenbedingungen, die eine Bebauung innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans ausschließen oder einschränken könnten, sind nicht be-
kannt. 

G. Änderung bestehender Rechtsverhältnisse 

Der Zukünftige Bebauungsplan „Schlossgartenstraße, 6. Änderung“ überlagert in Teilen 
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Schlossgartenstraße, 5. Änderung“. Dies-
bezüglich gilt, dass der rechtsverbindliche Bebauungsplan „Schlossgartenstraße, 5. Än-
derung“ im Bereich, der von dem Bebauungsplan „Schlossgartenstraße, 6. Änderung“ 
überlagert wird, durch diesen ersetzt bzw. abgelöst wird.  
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H. Landespflegerische Beurteilung 

1 Hinweise zur Anwendung des § 13a BauGB 
Die Anwendung des § 13 a BauGB ermöglicht es, von der Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 a BauGB sowie von der Überwachung nach § 4 c BauGB abzusehen. 
Ein eigenständiger Fachbeitrag Naturschutz ist gleichfalls nicht notwendig. Die Belange 
des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1 a BauGB sind allerdings nach 
wie vor darzustellen und in der Abwägung zu berücksichtigen, wobei eine Pflicht zur 
Kompensation möglicher erheblicher Auswirkungen auf Natur und Landschaft nicht be-
steht. 
Im Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes nach § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
BauGB gelten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten 
sind, als im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt oder zulässig. 
Gleichwohl wird eine Berücksichtigung der landespflegerischen Zielvorstellungen - so-
weit dies im Rahmen der Realisierung des Vorhabens möglich ist - sowie eine Integration 
der vorgeschlagen grünordnerischen Maßnahmen im Plangebiet in den Bebauungsplan 
empfohlen. 
Ergänzend wird darauf verwiesen, dass, unabhängig von der Anwendung des § 13 a 
BauGB, die Artenschutzvorschriften des § 44 BNatSchG immer zu beachten sind. 

2 Bestandssituation und Auswirkungen des Planvorhabens auf Schutzgebiete und 
Umweltschutzgüter 
• Schutzgebiete und -objekte1,2 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Naturparks „Soonwald-Nahe“ (NTP-071-004) und ist 
Teil einer „Verbindungsfläche Gewässer“ des landesweiten Biotopverbunds (siehe 
nachfolgende Abbildung). 

 

Lage des Plangebiets (gelb 
gekennzeichnet) zu Flächen 
des landesweiten Biotopver-
bunds  
(Quelle: http://map1.natur-
schutz.rlp.de/kartendienste_na-
turschutz/index.php, Stand 
02/2017) 

Des Weiteren wurden im Bereich des Plangebiets ein Überschwemmungsgebiet der 
Nahe sowie ein hochwassergefährdeter Bereich ausgewiesen (siehe nachfolgende 
Abb.). 

                                                           
1Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz (LANIS) unter http://map1.na-

turschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php, Stand 02/2017. 
2 Geoportal-Wasser Rheinland-Pfalz des Ministeriums für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten unter 

Quelle: http://www.geoportal-wasser.rlp.de/servlet/is/2025/, Stand 02/2017. 
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Lage des Plangebiets (gelb 
gekennzeichnet) zu Über-
schwemmungsgebiet (blau 
gekennzeichnet) und hoch-
wassergefährdetem Bereich 
(türkis gekennzeichnet) 
(Quelle: http://www.gda-was-
ser.rlp.de, Stand 02/2017) 

Weiterhin befindet sich das Plangebiet innerhalb eines Heilquellenschutzgebiets ab-
gegrenzt „Theodorshalle“ der Zone B sowie innerhalb des Heilquellenschutzgebiets 
im Verfahren „HQSG Bad Münster a. St. - Ebernburg“ der Zonen III und IV. 
Innerhalb des Plangebiets bestehen keine weiteren Schutzgebietsausweisungen. Nach-
folgend werden die Schutzgebiete in näherer Umgebung des Geltungsbereichs gelistet: 
Südwestlich des Plangebiets befinden sich die Trinkwasserschutzgebiete „Ebernburg“ 
mit Rechtsverordnung (RVO) der Zonen I, II und III (siehe nachfolgende Abb.). 

 

Lage des Plangebiets (gelb 
gekennzeichnet) zu Trink-
wasserschutzgebiet „Ebern-
burg“  
(Quelle: http://www.gda-was-
ser.rlp.de, Stand 02/2017) 

Der nächste FFH-Lebensraumtyp (siehe nachfolgende Abb.) liegt nordöstlich des Plan-
gebiets. Es handelt sich um ein „Fließgewässer der planaren bis montanen Stufe mit 
Vegetation des Ranunculion fluitantis und des Callitricho-Batrachion“ (BT-6112-0389-
2009).  
Das „Nahetal zwischen Simmertal und Bad Kreuznach“ stellt das nächstgelegene FFH-
Gebiet (FFH-6212-303; siehe nachfolgende Abb.) dar. 
Das Vogelschutzgebiet „Nahetal“ (VSG-6210-401; siehe nachfolgende Abb.) verläuft 
östlich bzw. südöstlich des Plangebiets. 
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Lage des Plangebiets (gelb 
gekennzeichnet) zu Na-
tura2000-Gebieten: 

• FFH-Lebensraumtyp 
(grau gekennzeichnet) 

• FFH-Gebiet  
(braun gekennzeichnet) 

• Vogelschutzgebiet 
(petrol gekennzeichnet) 

(Quelle: http://map1.natur-
schutz.rlp.de/kartendienste_na-
turschutz/index.php, Stand 
02/2017) 

Es befinden sich zwei Naturschutzgebiete (rot gekennzeichnet; siehe nachfolgende Ab-
bildung) im näheren Umfeld des Plangebiets: 
Nördlich befindet sich der „Rotenfels“ (NSG-7133-091), östlich „Gans und Rheingrafen-
stein“ (NSG-7133-056). 

 

Lage des Plangebiets (gelb 
gekennzeichnet) zu Natur-
schutzgebieten (rot gekenn-
zeichnet)  
(Quelle: http://map1.natur-
schutz.rlp.de/kartendienste_na-
turschutz/index.php, Stand 
02/2017) 

Das Landschaftsschutzgebiet „Rheinhessische Schweiz“ (07-LSG 4.002; siehe nachfol-
gende Abb.) liegt südöstlich des Plangebiets. 

 

Lage des Plangebiets (gelb 
gekennzeichnet) zu Land-
schaftsschutzgebiet (grün 
gekennzeichnet)  
(Quelle: http://map1.natur-
schutz.rlp.de/kartendienste_na-
turschutz/index.php, Stand 
02/2017) 

Im näheren Umkreis des Geltungsbereichs finden sich ebenfalls mehrere geschützte Bi-
otope gemäß § 30 BNatSchG sowie Flächen der Biotopkartierung (siehe nachfolgende 
Abb.). 
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Abb.: Lage des Plangebiets 
(gelb gekennzeichnet) zu §-
30-Biotopen (rot gekenn-
zeichnet) und Flächen der 
Biotopkartierung (violett ge-
kennzeichnet)  
(Quelle: http://map1.natur-
schutz.rlp.de/kartendienste_na-
turschutz/index.php, Stand 
02/2017) 

Aufgrund von Lage, Größe und vor allem der bereits bestehenden anthropogenen Vor-
belastung des Plangebiets sind keine erheblichen Auswirkungen des Planvorhabens auf 
die Schutzfunktionen der einzelnen Schutzgebiete zu erwarten. 

• Schutzgut Boden3 

Der geologische Untergrund besteht aus Fluviatilen Sedimenten aus dem Quartär bzw. 
Pleistozän bis Holozän. Es findet sich kiesiger Sand bis sandiger, z.T. lehmiger, humoser 
Kies als Bodenart. 
Das Plangebiet liegt innerhalb einer Bodengroßlandschaft mit hohem Anteil an sauren 
bis intermediären Magmatiten und Metamorphiten. Aus Rhyolith oder Dacit (Rotliegend) 
haben sich Braunerden und Regosole gebildet. Es handelt sich um sehr trockene Stand-
orte mit schlechtem bis mittlerem natürlichem Basenhaushalt. Das Nitratrückhaltever-
mögen wird grundsätzlich als sehr gering, das Ertragspotential als gering eingestuft. 
Durch die bereits bestehende Versiegelung innerhalb des Plangebiets wurden die natür-
lichen Bodenfunktionen bereits stark beeinflusst und reduziert. Durch die Planung sind 
keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu erwarten. 

• Schutzgut Wasser4 

Im Plangebiet liegt die Grundwasserlandschaft „Rotliegende Magmatite“. Die Schutz-
wirkung der Grundwasserüberdeckung ist als ungünstig und die bei 69 mm/a liegende 
Grundwasserneubildungsrate als gering einzustufen.  
Die „Nahe“ als Gewässer I. Ordnung fließt östlich entlang des Plangebiets. Die Gewäs-
sergüte wird hier als mäßig belastet beschrieben. Hinsichtlich ihrer Strukturgüte weist 
die Nahe stark veränderte Gewässerabschnitte auf.  
Südlich des Plangebiets verläuft die „Alsenz“, ein Gewässer II. Ordnung, die hinsichtlich 
ihrer Gewässergüte in diesem Bereich ebenfalls eher mäßig belastet ist. Ihre Struktur 
weist hier mäßig bis sehr stark veränderte Abschnitte auf. 
Wasserschutzgebietsausweisungen wurden bereits unter dem Punkt „Schutzgebiete 
und -objekte“ behandelt. 

                                                           
3 Kartenviewer des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz unter http://mapclient.lgb-

rlp.de/?app=lgb&view_id=19, Stand 02/2017. 
4 Geoportal-Wasser Rheinland-Pfalz des Ministeriums für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten unter 

Quelle: http://www.geoportal-wasser.rlp.de/servlet/is/2025/, Stand 02/2017. 
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Die bestehende Versiegelung führte bereits zum Verlust natürlicher Versickerungsflä-
chen sowie zu einer Erhöhung des Oberflächenabflusses. Die bereits ungünstige Grund-
wasserneubildungsrate wurde durch die Versiegelung der Fläche weiter herabgesetzt. 
Durch das Planvorhaben sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Was-
ser zu erwarten. 

• Schutzgut Luft/Klima 

Das Plangebiet sowie der gesamte Raum um Bad Münster am Stein befinden sich in-
nerhalb eines klimatischen Wirkraumes (geringe Durchlüftung und thermische Belastung 
in den Sommermonaten).5 
Auch das Plangebiet selbst erfährt bei Sonneneinstrahlung eine schnelle Erwärmung 
durch den bereits hohen Versiegelungsgrad der Fläche. Grünlandflächen, die als Kalt-
luftproduzenten dienen könnten, fehlen dem Plangebiet gänzlich. Nur einige wenige Ge-
hölzstrukturen innerhalb des Geltungsbereichs können als Frischluftproduzenten fungie-
ren. Hier ist das Plangebiet auf seine unmittelbare Umgebung angewiesen. So finden 
sich sowohl westlich am Hang der „Ebernburg“, als auch nordöstlich des Plangebiets 
Richtung Naheufer größere Gehölzflächen. Durch die Planung ist nicht mit weiteren er-
heblichen Auswirkungen auf das Kleinklima zu rechnen. 

• Schutzgut Orts- und Landschaftsbild/Erholung 

Das Landschaftsbild wird geprägt durch das mediterrane Klima des Landschaftsraums. 
Es finden sich Standorte mit Steppenheide, Trockenwäldern sowie Trocken- und Halb-
trockenrasen. Bad Münster am Stein liegt auf einem Gleithang an einem strategisch 
wichtigen Mündungsbereich.  
Das Plangebiet selbst liegt verkehrstechnisch günstig an der Kreuzung von B48 und 
L397. Westlich des Gebiets liegt die „Ebernburg“, östlich bzw. südlich des Geltungsbe-
reichs fließen „Nahe“ und „Alsenz“. Im näheren Umkreis des Plangebiets finden sich 
somit auch immer wieder Bereiche mit Gehölzstrukturen und Grünlandflächen, wogegen 
das Plangebiet selbst durch den hohen Versiegelungsgrad sehr karg wirkt. Erhebliche 
Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild sind durch das Planvorhaben nicht zu 
erwarten. 
Hinsichtlich der Erholungsfunktion kann dem Plangebiet keine Rolle zugeschrieben wer-
den. Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

• Schutzgut Flora/Fauna 

Aufgrund des Planvorhabens ist bei keiner Artengruppe eine Betroffenheit geschützter 
Arten zu erwarten. Die bereits bestehende Versiegelung der Fläche sowie die geringe 
Ausstattung an Gehölzstrukturen und Grünlandfläche lassen darauf schließen, dass das 
Plangebiet selbst kaum als Brut- und Lebensraum genutzt werden kann. Es sind vor 
allem ubiquitäre, störungsunempfindliche Arten zu erwarten, die in ihrem Vorkommen 
nicht essentiell auf das Plagebiet angewiesen sind. Das Biotoppotential der Umgebung 
stellt eine bedeutsame Lebensraumalternative dar. Dennoch sind mögliche Rodungsar-
beiten auf den Zeitraum von November bis Februar zu beschränken.  

• Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

                                                           
5 Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz (LANIS) unter http://map1.na-

turschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php, Stand 02/2017. 
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Über Kulturgüter sowie archäologische Fundstellen oder Bodendenkmäler innerhalb des 
Plangebiets ist derzeit nichts bekannt. Sollten bei Bauprojekten Funde zu Tage treten, 
wird auf die gesetzliche Verpflichtung zur Meldung an die Denkmalschutzbehörde ver-
wiesen. 
Die nächstgelegenen Kulturdenkmäler6 liegen südlich (Berliner Straße 77, ehem. Bahn-
hof, sog. Künstlerbahnhof, spätklassizistischer Sandsteinquaderbau, um 1880) bzw. 
westlich („Ebernburg“) des Plangebiets.  
Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es ich um eine Planung im Be-
stand, deren wesentlicher Inhalt die Änderung der Art der baulichen Nutzung ist. Die 
weiteren Festsetzungen orientieren sich maßgeblich an der Bestandssituation. Somit 
sind aufgrund der zulässigen Gebäudehöhe und der Gebäudekubaturen keine Auswir-
kungen zu erwarten. 

• Schutzgut Mensch 

Lärm 
Durch das Planvorhaben wird die bereits bestehende Lärmbelastung, die u.a. durch die 
unmittelbar entlang des Plangebiets verlaufenden, stark befahrenen Straßen B48 und 
L397 entsteht, nicht verstärkt. 
Altlasten 
Bei der Stadt Bad Kreuznach liegen derzeit keine Erkenntnisse über Altablagerungen 
oder schädliche Bodenverunreinigungen vor, die eine bauliche Nutzung beeinträchtigen 
könnten oder weitergehende Erkundungen erforderlich machen würden. 
Radon 
Im Plangebiet findet sich ein erhöhtes (40-100 kBq/m³) bzw. lokal hohes (>100 kBq/m³) 
Radonpotential. Da das Plangebiet bereits großflächig versiegelt ist, sind hier keine er-
heblichen Auswirkungen durch das Planvorhaben zu erwarten. 

3 Artenschutzrechtliche sowie grünordnerische und landespflegerische Maßnah-
men im Plangebiet 
 Vermeidung der Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG 

 Fassaden-, Dachsanierung und Abriss 
Als Maßnahme zur Vermeidung des Eintretens des Tötungsverbotes gemäß 
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG, des Störungsverbotes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG sowie des Beschädigungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG ist vor Fassaden- und Dachsanierungen sowie dem Abriss von Ge-
bäuden die artenschutzrechtliche Situation zu überprüfen und entsprechende 
Maßnahmen zum Schutz vorhandener Artengruppen zu ergreifen. 

 Gehölzrodungen  
Als Maßnahme zur Vermeidung des Eintretens des Tötungsverbotes gemäß § 
44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG, des Störungsverbotes gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG sowie des Beschädigungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 
sind Rodungsarbeiten auf den Zeitraum November bis Februar zu beschränken.  

 

                                                           
6Kulturdenkmäler im Kreis Bad Kreuznach unter http://denkmallisten.gdke-rlp.de/Bad_Kreuznach.pdf, abge-

rufen 02/2017  
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 Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaß-
nahmen 
Als Maßnahme zum Schutz des vorhandenen Gehölzbestands sind die in der Plan-
zeichnung gemäß § 9 (1) Nr. 25 b BauGB zum Erhalt festgesetzten Bäume während 
Baumaßnahmen gemäß DIN 18920 zu schützen. 

 Erhalt der vorhandenen Gehölzstrukturen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) 
Zur Durchgrünung des Plangebiets sind die in der Planzeichnung gemäß § 9 (1) Nr. 
25 b BauGB festgesetzten Bäume zu erhalten. 

 Begrünung der Stellplatzflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 
Zur Durchgrünung des Plangebiets ist in direkter Zuordnung zu je sechs zu errich-
tende Stellplätzen für Personenkraftfahrzeuge ein großkroniger Laubbaum-Hoch-
stamm in einer ausreichend großen Pflanzgrube zu pflanzen und dauerhaft zu er-
halten. Ausfälle sind gleichartig und spätestens in der darauf folgenden Vegetati-
onsperiode zu ersetzen. Die Bäume sind gegen Anfahren zu schützen. 

Pflanzqualität: Hochstamm, StU 16 bis 18 cm, mit Ballen 
Tilia cordata Winter-Linde 
Tilia platyphyllos Sommer-Linde 

I. Darlegungen zum städtebaulichen Konzept 

Hauptanliegen der vorliegenden Bauleitplanung ist die Sicherung einer nachhaltigen 
städtebaulichen Entwicklung. Der Bebauungsplan „Schlossgartenstraße, 6. Änderung“ 
soll eine geordnete und nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleisten.  
Durch die Änderung des Bebauungsplanes soll zur Vermeidung eines Leerstandes das 
Gebäude einer neuen Nutzung zugeführt werden. Eine Erhöhung der baulichen Dichte 
wird an dieser Stelle nicht angestrebt. Da es sich um eine Planung im Bestand handelt, 
kann die Anbindung an das vorhandene öffentliche Straßen- und das Ver- und Entsor-
gungsnetz erfolgen. 

J. Begründung der Festsetzungen 

1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung 
Entsprechend der zukünftigen Nutzung des Plangebietes und vor dem Hintergrund der 
Größe der überbaubaren Fläche ist eine Nutzungsmischung im Sinne eines Mischgebie-
tes innerhalb des Geltungsbereiches kaum realisierbar, weshalb eine Nutzungsände-
rung hin zu einem allgemeinen Wohngebiet erfolgt. Die Festsetzung trägt den in der 
Umgebung vorhandenen Nutzungen sowie auch der Prägung des Bereichs selbst Rech-
nung. 
Die allgemein und ausnahmsweise zulässigen Nutzungen in dem allgemeinen Wohnge-
biet entsprechen dem § 4 BauNVO. Abweichend davon wird lediglich festgesetzt, dass: 
 die ausnahmsweise zulässigen Gartenbaubetriebe unzulässig sein sollen. Garten-

baubetriebe verfügen typischerweise über einen großen Flächenanteil, der unbebaut 
ist bzw. lediglich mit niedrigen Gewächshäusern bestanden ist. Dies entspricht aller-
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dings nicht den städtebaulichen und gestalterischen Zielvorstellungen für das Plan-
gebiet. Zudem kann ein Gartenbaubetrieb nicht bzw. nur bedingt von dem hohen inf-
rastrukturellen Ausstattungsgrad und der innerstädtischen Lage profitieren.  

 Tankstellen unzulässig und somit nicht Teil des Bebauungsplanes sein sollen. Tank-
stellen werden im Besonderen aus wasserschutzrechtlichen Gründen ausgeschlos-
sen, da sich das Plangebiet innerhalb eines Trinkwasserschutzgebietes und eines 
Heilquellenschutzgebietes befindet. Zudem liegen Teile des Geltungsbereiches im 
Überschwemmungsgebiet sowie im hochwassergefährdeten Bereich der Nahe. Zu-
dem widersprechen Tankstellen der Eigenart des Gebiets und bestehen für diese 
Nutzungsart an anderer Stelle im Stadtgebiet städtebaulich besser geeignete Ansied-
lungsmöglichkeiten. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 
Für den Grundflächenwert wird der gängige Höchstwert der BauNVO ausgeschöpft und 
entspricht der Festsetzung des Ursprungsbebauungsplanes „Schloßgartenstraße“. Die 
geplante Umnutzung des Gebäudes zum Wohngebäude ist so zudem ohne erhebliche 
Einschränkungen möglich.  
Eine Festsetzung der Geschossflächenzahl wird aufgrund der vorhandenen Bestands-
bebauung als nicht sinnvoll angesehen. Eine weitere Verdichtung an dieser Stelle und 
das Entstehen unmaßstäblicher Gebäudekubaturen werden durch die Beschränkung 
der Höhe baulicher Anlagen verhindert. 
Die Maßgabe orientiert sich an dem Bestandsgebäude des in Rede stehenden Grund-
stückes und anhand der umgebenden Bebauung. Trotzdem wird für mögliche künftige 
Um- oder Neubaumaßnahmen ein gewisser Gestaltungsspielraum offengehalten. 

1.3 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes sowie zur Vermeidung oder Minderung sol-
cher Einwirkungen zu treffende bauliche und sonstige technische Vorkehrungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
Eines der grundlegenden Ziele der Bauleitplanung liegt darin, der Bevölkerung bei der 
Wahrung ihrer Grundbedürfnisse gesunde Verhältnisse zu bieten. Aufgabe muss es des-
halb sein, das Wohn- und Arbeitsumfeld so zu gestalten, dass gegenseitige Beeinträch-
tigungen ausgeschlossen werden. 
Die Neuausweisung des Allgemeinen Wohngebiets im Rahmen der vorliegenden Bau-
leitplanung erfolgt in einer durch Straßenverkehrslärm und Gewerbelärm vorbelasteten 
Planungssituation. Das Gebäude grenzt im Süden und Osten an die Ortsstraße „Zur 
Alsenz“ und die dahinter liegende Bundesstraße B48, im Westen an die Landstraße 
L379, an der sich vor dem Gebäude eine Bushaltestelle befindet. Südöstlich des Gebäu-
des verläuft die Eisenbahnstrecke 3320, Streckenabschnitt Altenbamberg – Bad Müns-
ter am Stein, eine in diesem Bereich zweigleisige Strecke, auf der hauptsächlich ÖPNV 
betrieben wird. Im Kellergeschoss des untersuchten Gebäudes befindet sich ein Geträn-
kemarkt. Vor der Nordostseite des Gebäudes befindet sich ein 30 Stellplätze umfassen-
der Kundenparkplatz. Dies soll auch nach der geplanten Umnutzung des Gebäudes bei-
behalten werden. Südwestlich des Gebäudes befinden sich der „Künstlerbahnhof“, ein 
Steinmetzbetrieb/ Autowerkstatt sowie ein Sparkassen-Container. 
Die schalltechnische Untersuchung für die Umplanung eines Wohn- und Geschäftshau-
ses wurde von IBS Ingenieurbüro für Schall- und Schwingungstechnik GmbH im Juli 
2017 erstellt und im Januar 2018, nach Anpassung der Bebauungsplanung an die aktu-
elle Planung, ergänzt. Daraus ergeben sich nachfolgend dargestellten Ergebnisse: 
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Für das Plangebiet relevante Lärmeinwirkungen sind 
 die Verkehrslärmeinwirkungen im Plangebiet durch den Kfz-Verkehr auf den Straßen 

in der Umgebung (insbesondere auf der L379 und der B48); 
 die Geräuscheinwirkungen durch die Nutzung der bestehenden oberirdischen Stell-

plätze; 
 die Gewerbelärmeinwirkungen im Plangebiet durch die vorhandene gewerbliche Nut-

zung. 

1.3.1 Schutz vor Verkehrslärmeinwirkungen 
Die Ermittlung und Bewertung der zu erwartenden Verkehrslärmeinwirkungen im Plan-
gebiet erfolgt nach der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“.  
Die DIN 18005 gibt allgemeine schalltechnische Grundlagen für die Planung und Auf-
stellung von Bauleitplänen, Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen sowie an-
dere raumbezogene Fachplanungen an. 
Sie verweist für spezielle Schallquellen aber auch ausdrücklich auf anzuwendende Ver-
ordnungen und Richtlinien. Nach dem Beiblatt zur DIN 18005 sind schalltechnische Ori-
entierungswerte für die städtebauliche Planung aufgeführt, die je nach Nutzung der Plan-
gebiete wie folgt lauten: 

 
 

1.3.2 Schutz vor Gewerbelärmeinwirkungen 
Die Gewerbelärmeinwirkungen im Plangebiet und in der Umgebung durch den Betrieb 
der bestehenden und geplanten gewerblichen Nutzungen werden anhand der Immissi-
onsrichtwerte der TA Lärm und der Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbe-
lärmeinwirkungen beurteilt. Die TA Lärm gilt für genehmigungsbedürftige und nicht ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen. Die Vorschriften der TA Lärm sind u.a. zu beachten für 
nicht genehmigungsbedürftige Anlagen bei der Prüfung der Einhaltung der Betreiber-
pflichten (§ 22 BImSchG) im Rahmen der Prüfung von Anträgen im Baugenehmigungs-
verfahren. Durch die Beurteilung von Gewerbegeräuschen im Rahmen der Bebauungs-
planung nach TA Lärm kann sichergestellt werden, dass keine Nutzungen festgesetzt 
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werden, die nach TA Lärm nicht genehmigungsfähig wären. Die Immissionsrichtwerte 
der TA Lärm für Gewerbelärmeinwirkungen in Mischgebieten und Allgemeinen Wohnge-
bieten sind in der folgenden Tabelle angegeben. 

 
Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm I Quelle: Schallgutachten 

Im Regelfall wird als maßgeblicher Gewerbe-Außenlärmpegel der nach der TA Lärm im 
Bebauungsplan für die jeweilige Gebietskategorie angegebene Tag-Immissionsrichtwert 
eingesetzt, wobei zu dem Immissionsrichtwert 3 dB(A) zu addieren sind. 
Beträgt die Differenz der Beurteilungspegel zwischen Tag minus Nacht weniger als 15 
dB(A), so ergibt sich der maßgebliche Außenlärmpegel zum Schutz des Nachtschlafes 
aus einem 3 dB(A) erhöhten Beurteilungspegel für die Nacht und einem Zuschlag von 
15 dB(A). 
Zur Berücksichtigung gewerblicher Geräusche wird bei der Ermittlung des maßgeblichen 
Außenlärmpegels im Tagzeitraum (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) ein Immissionsrichtwert von 
55 dB(A) bzw. für die Nacht (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) ein Immissionsrichtwert von 40 
dB(A) in Ansatz gebracht. 
Für die Beurteilung der gewerblichen Geräuschimmissionen sind die dem Plangebiet 
nächstgelegenen Gebäude der Umgebung auf schalltechnische Verträglichkeit mit der 
Nutzung des vorhandenen Getränkemarktes zu untersuchen, zusätzlich das Gebäude 
innerhalb des Plangebietes.  
Der Immissionsrichtwert an einem Immissionsort darf in der Regel nicht von einer Anlage 
allein ausgeschöpft werden, sondern ist von allen relevant auf diesen Immissionsort ein-
wirkenden gewerblichen Schallquellen zusammen einzuhalten. 
Ausgangspunkt der schalltechnischen Untersuchungen ist die Aufstellung eines digitalen 
Schallquellen- und Geländemodells. 
Wenn ohne aktive oder passive Schallschutzmaßnahmen die Immissionsrichtwerte bzw. 
Orientierungswerte der für die einzelnen Lärmarten heranzuziehenden Regelwerke 
überschritten werden, müssen entsprechende Lärmschutzmaßnahmen in den textlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplans aufgenommen werden. 
Wie ein Vergleich der Beurteilungspegel der Gesamtbelastung mit den Immissionsricht-
werten im Tageszeitraum zeigt, werden die Immissionsrichtwerte der TA Lärm stellen-
weise um bis zu 5 dB(A) überschritten. Daher sind aktive Lärmschutzmaßnahmen, mit 
denen die Geräuschimmissionen des Getränkemarktes vermindert werden können, er-
forderlich. Als aktive Schallschutzmaßnahme soll eine teilweise Überdachung des Kun-
denparkplatzes entlang der gesamten Nordostfassade des Gebäudes Schlossgarten-
straße 2-6 vom Eingangsbereich des Getränkemarktes bis einschließlich der Verlade-
rampe und des Technikraums in einer Dachbreite von 5 m erfolgen. Darüber hinaus soll 
am nordwestlichen Dachende über die gesamte Dachbreite eine dachhohe Lärmschutz-
wand errichtet werden, mit der das Nachbargrundstück Schlossgartenstraße 8 besser 
abgeschirmt werden soll. Dach und Lärmschutzwand können z.B. aus einem mindestens 
1,25 mm dicken Stahlblech mit entsprechendem Oberflächenschutz (z.B. lackiert oder 
verzinkt) gefertigt werden. 
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Bei Realisierung der aktiven Schallschutzmaßnahmen wird an keinem der untersuchten 
Immissionsorte eine Überschreitung der außerhalb von Gebäuden geltenden Immissi-
onsrichtwerte der TA Lärm in Folge von Gewerbelärm erwartet. Einzelne kurzzeitige Ge-
räuschspitzen überschreiten die Immissionsrichtwerte der TA Lärm am Tag um nicht 
mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A). 
Da die schutzbedürftigen Räume in den über dem Getränkemarkt liegenden Geschos-
sen des Gebäudes Schlossgartenstraße 2-6 baulich mit dem Getränkemarkt verbunden 
sind, müssen auch die innerhalb von Gebäuden geltenden Immissionsrichtwerte der TA 
Lärm eingehalten werden [tags 35 dB(A), nachts 25 dB(A)]. Einzelne kurzzeitige Ge-
räuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte innerhalb von Gebäuden tags und nachts 
um nicht mehr als 10 dB(A) überschreiten. 
Davon kann im vorliegenden Fall ausgegangen werden, wenn die Anforderungen an die 
Luft- und Trittschalldämmung eingehalten werden. 

1.4 Überbaubare Grundstücksfläche 
Entsprechend der Plandarstellung werden eine Baugrenze und eine offene Bauweise 
festgesetzt. Beides fügt sich in die umliegende Bebauung ein und ist an der Bestands-
bebauung orientiert. 

1.5 Mit Leitungsrechten belastete Flächen 
Zur Gewährleistung der planungsrechtlich erforderlichen Voraussetzungen einer ord-
nungsgemäßen Entwässerung des Baugrundstücks sowie zur Flächensicherung vor-
handener Leitungstrassen wurden Leitungsrechte zugunsten der städtischen Abwasser-
beseitigung (ABW) festgesetzt.  
Diese Rechte sind grundbuchrechtlich durch die beteiligten Parteien abzusichern. 

1.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft i.V. mit Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a 
und b BauGB) 
Im sogenannten beschleunigten Verfahren nach § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB gelten 
Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im 
Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 
zulässig. Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1a 
BauGB sind allerdings nach wie vor darzustellen und in der Abwägung zu berücksichti-
gen. 
Sollten gleichwohl zusätzliche Eingriffe in Natur und Landschaft durch den vorliegenden 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplans nicht erfolgen und auch ein gesonderter Aus-
gleich für potenzielle Eingriffe in Natur und Landschaft im Rahmen der vorliegenden Pla-
nung gesetzlich nicht erforderlich sein, wurde festgelegt, dass die dargelegten landes-
pflegerischen Zielvorstellungen - soweit möglich - Berücksichtigung finden und eine In-
tegration der vorgeschlagen grünordnerischen Maßnahmen stattfindet. 
Die im Plangebiet getroffenen Festsetzungen sollen ein gewisses Grundgerüst der Ge-
bietsdurchgrünung sichern, visuelle Beeinträchtigungen minimieren sowie erhaltens-
werte Gehölzstrukturen langfristig sichern. Durch den Bezug auf die beigefügte Pflanz-
liste sollen naturnahe und standortgerechte Pflanzungen entstehen. 
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1.7 Verkehrsfläche 
Der Bebauungsplan setzt im Wesentlichen keine neuen Verkehrsflächen fest, sondern 
übernimmt lediglich die bereits bestehenden Verkehrsflächen. Hierbei wird unterschie-
den, je nach Zweckbestimmung in Straßenverkehrsfläche und Straßenverkehrsflächen 
mit der besonderen Zweckbestimmung privater Parkplatz. Weitere Festsetzungen sind 
nicht erforderlich. 
Lediglich die Flurstücke 404/149 und 422/41 werden neu als öffentliche Verkehrsfläche 
ausgewiesen, da von Seiten des Landesbetrieb Mobilität Bad Kreuznach eine Kreisver-
kehrsanlage am Knotenpunkt B48/L379 geplant ist. Durch die Neuausweisung dieser 
öffentlichen Verkehrsflächen soll eine Anbindung des Plangebietes an die Kreisver-
kehrsanlage ermöglicht werden.  

2 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen  
hier: Örtliche Bauvorschrift der Stadt Bad Kreuznach 
Mit den örtlichen Bauvorschriften wird der Zweck verfolgt zusätzlich zu den Festsetzun-
gen auf Grundlage des BauGB bzw. der BauNVO Gestaltungsvorgaben innerhalb des 
Plangebiets zu machen.  
Ziel der getroffenen bauordnungsrechtlichen Festsetzungen ist es, in positiver Weise auf 
die äußere Gestaltung der baulichen Anlagen Einfluss zu nehmen, ohne dabei den Bau-
herrn in seiner Bau- und Gestaltungsfreiheit allzu stark einzuschränken. Festsetzungen 
werden daher nur in denjenigen Bereichen getroffen, die von elementarem Einfluss auf 
das Gesamterscheinungsbild des Baugebietes sind. Diese sind hier: 
 die äußere Gestaltung baulicher Anlagen sowie 
 die Gestaltung nicht überbauter Grundstücksflächen bebauter Grundstücke.  
Aufgrund der exponierten Lage des Gebäudes am Ortseingang Ebernburg soll durch die 
Festsetzung der örtlichen Bauvorschriften ein harmonisches Gesamtbild erzeugt und ne-
gative Einflüsse auf das Gesamterscheinungsbild vermieden werden.  
Die örtlichen Bauvorschriften stellen einen angemessenen Kompromiss zwischen den 
wirtschaftlichen Bedürfnissen an die Grundstücksnutzung einerseits und dem öffentli-
chen Interesse an einer stadtgestalterischen Integration des Plangebietes in das bauli-
che Umfeld dar. Zur Gewährleistung eines Mindestmaßes an Durchgrünung sowie auch 
für eine gestalterische Qualität sind die nicht überbauten Grundstücksflächen land-
schaftsgärtnerisch zu gestalten und zu bepflanzen. 

3 Nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen 

3.1 Hinweise ohne Festsetzungscharakter 
Empfehlungen und Hinweise, die aufgrund der mangelnden Ermächtigungsgrundlage 
nicht als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen wurden, jedoch zum Ver-
ständnis der getroffenen Festsetzungen beitragen oder über den „eigentlichen“ Bebau-
ungsplan hinausgehende wichtige Informationen liefern, wurden als unverbindliche Hin-
weise im Nachgang zu den Textfestsetzungen abgedruckt. 
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K. Wesentliche Auswirkungen der Planung 

Gemäß den Vorschriften des Baugesetzbuches (§ 2a Abs. 1 BauNVO) sind entspre-
chend dem Stand des Verfahrens wesentliche Auswirkungen der Planung darzulegen.  
Der vorliegende Bebauungsplan regelt einen bereits größtenteils bebauten Bereich an 
der Schlossgartenstraße am Ortseingang des Stadtteils Ebernburg.  
Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung und Entwicklung bzw. der natürlichen Lebens-
grundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB) werden insbesondere folgende mögliche 
Auswirkungen beachtet und in den Bebauungsplan eingestellt (vergleiche § 1 Abs.6 
BauGB): 

1 Auswirkungen auf die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (gem. 
§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) 
Nachbarschützende Belange 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. Hierzu 
gehören neben den Aspekten Belichtung, Belüftung und Besonnung auch sonstige 
nachbarschützende Belange wie z.B. Wahrung eines ausreichenden Sozialabstandes. 
Gemäß der gefestigten Rechtsprechung7 verstößt ein Bauvorhaben in der Regel nicht 
gegen das nachbarschützende Gebot der Rücksichtnahme, wenn es die bauordnungs-
rechtlichen Vorschriften des § 8 LBauO (Abstandsvorschriften) einhält. Denn die Ab-
standsvorschriften dienen insbesondere der Vermeidung von Licht-, Luft- und Sonnen-
entzug sowie der Wahrung eines ausreichenden Sozialabstandes. 
Die erforderlichen Abstände werden im vorliegenden Fall grundsätzlich eingehalten, so 
dass von einer Beeinträchtigung nicht auszugehen ist. 
Nutzungsordnung 
Die vorliegende Bauleitplanung soll dafür sorgen, dass die Bevölkerung bei der Wahrung 
ihrer Grundbedürfnisse gesunde Bedingungen vorfindet. Hierbei ist vor allem von Be-
deutung, dass Baugebiete einander so zugeordnet werden, dass gegenseitige Beein-
trächtigungen vermieden oder durch geeignete Maßnahmen vermieden oder verringert 
werden. Diesem Grundsatz entspricht die vorliegende Planung des Baugebietes. 
Zudem weisen die an das Plangebiet angrenzende Bereiche ebenfalls zum großen Teil 
Mischgebietscharakter auf. Somit wird die Wohn- und Standortqualität durch die vorhan-
denen umliegenden Nutzungen nicht beeinträchtigt.  
Durch den generellen Ausschluss von Gartenbaubetrieben und Tankstellen werden zu-
dem Beeinträchtigungen sowohl des Plangebiets, als auch der umliegenden Gebiete im 
Wesentlichen unterbunden. 

2 Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und Umbau vorhandener 
Ortsteile (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB) 
Die Planung dient der Schaffung einer Grundlage für die bauliche Fortentwicklung im 
Innenbereich des Stadtteils Bad Münster am Stein - Ebernburg und entspricht somit auch 
dem Ziel des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden (vgl. § 1a Abs. 2 BauGB). 

                                                           
7 vgl. hierzu u.a. BVerwG Urteil v. 23.05.1986 - 4 C 34/85; Urteil v. 16.09.1993 - 4 C 28/91; Urteil v. 

11.01.1999 - 4 B 128/98; OVG NW, Beschluss v. 21.06.1995 - 7 B 1029/95. 
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3 Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 
Mit der Realisierung des Bebauungsplans gehen zwangsläufig Veränderungen des Orts- 
und Landschaftsbildes einher. Im Rahmen der Konzeptionierung wurde jedoch Wert da-
rauf gelegt, neu entstehende Nutzungen in die bestehenden Strukturen einzubetten. 
So wurde zur Vermeidung ortsunüblicher Gebäudeformen sowie zur Vermeidung grund-
sätzlicher gestalterischer Defizite in den Bebauungsplan gem. § 9 Abs. 4 BauGB in Ver-
bindung mit § 88 LBauO eine örtliche Bauvorschrift über die Gestaltung (u.a. Dach) in-
tegriert. Daneben wurden bauplanungsrechtliche Festsetzungen zum Maß der baulichen 
Nutzung sowie der überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen getrof-
fen. 

4 Belange des Denkmalschutzes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplans werden die Belange des Denkmalschutzes 
nicht beeinträchtigt. Im Geltungsbereich Bebauungsplans befinden sich keine Kultur-
denkmäler oder kulturhistorisch interessanten Baulichkeiten. Im direkten Umfeld befin-
den sich allerdings die Bauliche Gesamtanlage „Ebernburg“ und das Einzeldenkmal 
Ehem. Bahnhof, Berliner Straße 77.  
Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es ich um eine Planung im Be-
stand, deren wesentlicher Inhalt die Änderung der Art der baulichen Nutzung ist. Die 
weiteren Festsetzungen orientieren sich maßgeblich an der Bestandssituation. Somit ist 
aufgrund der zulässigen Gebäudehöhe und der Gebäudekubaturen keine Beeinträchti-
gung der denkmalpflegerischen Belange zu erwarten.  

5 Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 
Im Verfahren nach § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB gelten Eingriffe, die aufgrund der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 
5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Die Belange des Um-
weltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1a BauGB sind allerdings nach wie vor 
darzustellen und in der Abwägung zu berücksichtigen. Ergänzend wird darauf verwie-
sen, dass, unabhängig von der Anwendung des § 13 a BauGB, die Artenschutzvorschrif-
ten des § 44 BNatSchG immer zu beachten sind. 
Die landespflegerische Bewertung des Bebauungsplanes hinsichtlich seiner Auswirkun-
gen auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Luft/Klima, Flora/Fauna, Orts- und Landschafts-
bild/Erholung kommt zu folgendem Schluss: 
Bereits vor Aufstellung des Bebauungsplans „Schloßgartenstraße – 6. Änderung“ wur-
den Boden- und Wasserhaushalt sowie das Lokalklima durch die bestehende Versiege-
lung negativ beeinflusst. Wichtige Bodenfunktionen wurden reduziert oder gänzlich un-
terbrochen, Oberflächenabfluss und thermische Erwärmung erhöht. Damit einher gingen 
die Zerstörung von Vegetationsstrukturen und deren Funktion als Lebensraum für ver-
schiedenste Tierarten.  
Die Planung sieht zunächst keine weitere Versiegelung des Geltungsbereichs vor. Er-
hebliche Auswirkung auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Luft/Klima, Orts- und Land-
schaftsbild, Kultur- und Sachgüter sowie Mensch sind nicht zu erwarten.  
Auch erhebliche Auswirkungen des Planvorhabens auf Schutzgebiete und deren 
Schutzfunktionen sind nicht zu erwarten.  
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Nach der artenschutzrechtlichen Risikoeinschätzung ist die Realisierung des Vorhabens 
ohne Verstoß gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG möglich. Unter Berücksich-
tigung der gesetzlich vorgegebenen Fristen für Rodungsmaßnahmen von Gehölzen so-
wie der Überprüfung der artenschutzrechtlichen Situation bei Fassaden- oder Dachsa-
nierungen sowie bei Abriss von Gebäuden und dem Ergreifen entsprechender Maßnah-
men zum Schutz vorhandener Artengruppen werden keine Verbotstatbestände gem. § 
44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG ausgelöst. 
Mit Umsetzung der Planung sind zum derzeitigen Kenntnisstand keine weiteren negati-
ven Auswirkungen auf die Natur und Umwelt zu erwarten.  
Vielmehr sieht der Bebauungsplan Maßnahmen vor, die sich positiv auf das Plangebiet 
auswirken; so dienen der Erhalt vorhandener Gehölze sowie die Begrünung der Stell-
platzflächen und landschaftsgärtnerische Gestaltung der nicht überbauten Grundstücks-
flächen der Durchgrünung des Plangebiets und somit der Verbesserung des Lokalklimas 
(u.a. Staubbinder) und einer verbesserten Lebensraumsituation für Tiere und Pflanzen. 

6 Belange der Ver- und Entsorgung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB) 
Alle erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen können, zum gegenwärtigen Kennt-
nisstand, von den zuständigen Trägern durch Anschluss an bereits bestehende Netze 
bereitgestellt werden. 

7 Belange des Verkehrs (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) 
Die Erschließung des Plangebiets erfolgt über die direkt angrenzende Schloßgarten-
straße. Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um eine Umnutzung eines Misch-
gebietes zu einem allgemeinen Wohngebiet. Die leerstehenden ehemaligen Ladenlokale 
innerhalb des Bestandsgebäudes werden zu Wohnraum umgebaut. Der vorhandene 
Getränkehandel bleibt im Bestand erhalten. Somit ist keine wesentliche Erhöhung der 
Verkehrsmenge zu erwarten. Die Belange des Verkehrs werden somit nicht wesentlich 
beeinträchtigt. 

L. Planverwirklichung 

1 Grundbesitz und Bodenordnung  
Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass es sich vorliegend um die Überplanung eines 
bereits bebauten Innenstadtbereiches handelt, sind zur Planverwirklichung keine Ein-
griffe in die bestehenden Grundbesitzstrukturen erforderlich. Somit ist eine gesetzliche 
Bodenordnung im Sinne des §§ 45 ff. BauGB nicht erforderlich. 

2 Kosten der Bauleitplanung 
Die Bauleitplanung ist eine hoheitliche Aufgabe einer Kommune, Kosten der Bauleitpla-
nung sind daher in der Regel durch die Kommune zu bedienen. Gem. § 11 Abs. 1 Satz 
2 Nr. 3 BauGB kann jedoch eine Gemeinde in einem städtebaulichen Vertrag dem 
Grundstückseigentümer / Vorhabenträger auf dessen Kosten die Ausarbeitung der städ-
tebaulichen Planungen und Gutachten übertragen. 
Im vorliegenden Fall haben sich die Vorhabenträger im Rahmen einer Kostenübernah-
meerklärung gegenüber der Stadt Bad Kreuznach verpflichtet, die im Rahmen der Aus-
arbeitung der Bebauungsplanung anfallenden Kosten zu übernehmen. 
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Die Vorhabenträger sind sich bewusst, dass ein Rechtsanspruch auf rechtsverbindliche 
Aufstellung des Bebauungsplans für das Plangebiet durch die Kostenübernahmeerklä-
rung nicht besteht. Die Unabhängigkeit und die Entscheidungsfreiheit der Verwaltung 
und des Stadtrates, insbesondere im Hinblick auf planerische Aufgaben nach dem 
BauGB bleiben durch diese Kostenübernahmeerklärung unberührt. 
Aus der „Erklärung“ können zudem keinerlei Rechte für die Vertragspartner hergeleitet 
werden. Der Kostenübernahmeerklärung wurde am 13.10.2016 unterzeichnet. 
Das Planungsbüro BBP Stadtplanung Landschaftsplanung (Kaiserlautern) wurde mit der 
Vorbereitung und Erstellung der Bebauungsplanänderung beauftragt. 
Der Stadt Bad Kreuznach entstehen somit durch die Ausarbeitung des Bebauungsplans 
„Schloßgartenstraße – 6. Änderung“ keine direkten Kosten. Kosten fallen allenfalls im 
Rahmen des erforderlichen und nicht übertragbaren verwaltungstätigen Handelns im 
Sinne der Vorbereitung, Durchführung und Begleitung von Verfahrensschritten nach 
§§ 3 - 4a BauGB an. 
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